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Mandant hat Abschrift 

Eingegangen 
2 3 NOV. 2011 

BEPI ULETILOVJC 
RECHTSANWALT 

Landgericht Berlin 
Im Namen des Volkes 

Urteil 
Geschäftsnummer: 65 S 341/10 ~~~~~~--~~ 

230 C 233/09 Amtsgericht 
Charlottenburg 

verkündet am: - Justizbeschäftigte 

15.11.2011 

- 
In dem Rechtsstreit 

1. 
Klägers und 
Berufungsklägers, 

2. 

Kläger und 
Berufungsklägerin, 

- Prozessbevollmächtigter: 
Rechtsanwalt Bepi Uletilovic, 
Wulffstraße 14, 12165 Berlin,- 

gegen 

Beklagten und 
Berufungsbeklagten, 

hat die Zivilkammer 65 des Landgerichts Berlin in Berlin-Mitte, Littenstraße 12-17, 10179 Berlin, 

auf die mündliche Verhandlung vom 15. November 2011 durch den Vorsitzenden Richter am 
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Landgericht_, die Richterin am Landgericht _ und die Vorsitzende Richterin am 

Landgericht _ 

für Recht erkannt: 

Auf die Berufung der Kläger wird das Urteil des Amtsgerichts Charlottenburg vom 31. August 2010 

- 230 C 233/09 - unter Zurückweisung der weiter gehenden Berufung teilweise abgeändert: 

Der Beklagte wird verurteilt, an die Kläger 2.439,29 € nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten 

über dem jeweiligen Basiszinssatz hieraus seit dem 12. September 2009 zu zahlen. Der Beklagte 

wird verurteilt, die Kläger von den vorgerichtlichen Kosten gegenüber ihrem Prozessbevollmäch­ 

tigten in Höhe von 543,59 € freizustellen. 

Die Kosten des Rechtsstreits erster Instanz haben die Kläger zu 42 % und der Beklagte zu 58 % 

zu tragen; die Kosten des Rechtsstreits zweiter Instanz tragen die Kläger zu 47 % und der Be­ 

klagte zu 53 %. 

Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. 

Die Revision wird nicht zugelassen. 

GRÜNDE 

I. 

Von der Darstellung der tatsächlichen Feststellungen wird gemäß §§ 313 a, 540 Abs. 2 ZPO ab­ 

gesehen. 

11. 

1. Die Berufung ist zulässig, insbesondere form- und fristgerecht eingelegt worden. Sie ist teilwei­ 

se begründet. Die der Entscheidung zugrunde zu legenden Tatsachen rechtfertigen in dem aus 

dem Tenor ersichtlichen Umfang eine andere Entscheidung, §§ 513, 529, 546 ZPO. 

Die Kläger haben gegen den Beklagten einen Anspruch auf Zahlung von 2.439,29 € aus §§ 812 

Abs. 1 Satz 2, 551 BGB i. V. m. § 16 des Mietvertrages vom 24. September 2007. Im Übrigen ist 

der Anspruch durch die Aufrechung des Beklagten mit Gegenforderungen gemäß §§ 387ft. BGB 

erloschen. 
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a) Bezüglich der Feststellungen des Amtsgerichts zu dem vom Beklagten geltend gemachten 

Schadenersatzanspruch in Höhe von 549,72 € für die Erneuerung der Schließanlage, in Höhe von 

47,60 € für die Anschaffung eines Handsenders für die Schließanlage der Tiefgarage, in Höhe von 

71,40 € für das Entfernen von Dübeln und Aufklebern sowie in Höhe von 150,00 € für das Reini­ 

gen der Wohnung hält die Kammer an ihren Feststellungen im Hinweisbeschluss vom 28. Januar 

2011 fest. 

Die Kläger übersehen (weiter), dass sie unstreitig aufgrund des rechtskräftigen Räumungsurteils 

vom 12. Februar 2009 gemäß § 546 Abs. 1 BGB zur Rückgabe der Mietsache verpflichtet waren. 

Entgegen ihrer Darstellung in der Klageschrift haben sie die Mietsache nicht etwa 

"ordnungsgemäß" am 30. März 2009 an den Beklagten zurückgegeben, sondern der Titel musste 

im Wege der Zwangsvollstreckung durchgesetzt werden. Die Verweigerung der Herausgabe der 

Schlüssel und des Handsenders während des Räumungstermins kann mit dem Amtsgericht als 

endgültige Erfüllungsverweigerung angesehen werden. Soweit die Kläger behauptet haben, sie 

hätten die Herausgabe angeboten, hat das Amtsgericht nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme 

rechtsfehlerfrei festgestellt, dass die Kläger den ihnen insoweit obliegenden Beweis nicht geführt 

haben. 

Die vorstehenden Feststellungen gelten auch für das Entfernen der Dübel und Aufkleber sowie die 

Reinigung, so dass offen bleiben kann, ob eine grundsätzlich erforderliche Fristsetzung unter den 

hier gegebenen besonderen Umständen nach § 281 Abs. 2 Alt. 2 BGB entbehrlich war. Da die 

Kläger die Wohnung trotz rechtskräftigen Urteils weder freiwillig geräumt noch die Schlüssel frei­ 

willig herausgegeben haben, war es dem Beklagten nicht ohne weiteres zuzumuten, den Klägern 

den Besitz an der Wohnung zu belassen, um die Schäden zu beseitigen. Der Beklagte musste 

damit rechnen, danach erneut mit Hilfe eines Gerichtsvollziehers seinen Anspruch auf Herausga­ 

be der Wohnung durchsetzen zu müssen, denn das Verhalten der Kläger nach Erlass des Räu­ 

mungstitels und während der Räumung ließ nicht erwarten, dass dies nunmehr freiwillig gesche­ 

hen würde. Damit wären dem Beklagten nicht nur neue, unverhältnismäßig hohe Kosten entstan­ 

den, sondern auch ein weiterer Schaden wegen eines zu befürchtenden weiteren Nutzungsaus­ 

falls in der Zukunft. 

Ohne Erfolg wenden die Kläger sich gegen die zutreffenden Feststellungen des Amtsgerichts zur 

Überschreitung des vertragsgemäßen Gebrauchs durch die Vielzahl der Dübellöcher; die Kammer 

schließt sich den Ausführungen des Amtsgerichts nach eigener rechtlicher Prüfung an. Soweit die 

Kläger sich auf die Haftungsbeschränkung auf grobe Fahrlässigkeit im Mietvertrag berufen, über­ 

sehen sie, dass sie die Dübellöcher absichtlich eingebracht haben, ihnen also Vorsatz zur Last 

fällt. 
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b) Zu Recht wenden die Kläger sich gegen den dem Beklagten zugesprochenen Anspruch auf 
Ersatz des als Kündigungsfolgeschaden für die Monate April bis Juni 2009 geltend gemachten 
Mietausfallschadens in Höhe des verbleibenden Betrages von 4.011,35 €. 

aa) Zutreffend geht das Amtsgericht in Übereinstimmung mit der Rechtsprechung des Bundesge­ 

richtshofs davon aus, dass dem Kündigungsberechtigten bei Ausspruch einer - wie hier - zu 

Recht erklärten fristlosen Kündigung des Mietverhältnisses, die durch das vertragswidrige Verhal­ 

ten einer Partei veranlasst ist, ein Anspruch auf Ersatz des Kündigungsfolgeschadens aus §§ 280, 
314 Abs. 4 BGB zustehen kann (vgl. BGH Urteil v. 15.03.200 - XII ZR81/97 Rn. 13, in NJW 2000, 
2342ff.; Urteil v. 30.06.2004 - VIII ZR 379/03 Rn. 11f., in Grundeigentum 2004, 1166f.; Urteil v. 
13.06.2007 - VIII 281/06 Rn. 9, in NJW 2007, 2474f; jew. zit. nach juris; Sternei, Mietrecht aktuell, 
4. Aufl., Rn. XII 190ff.; Streyl in Schmidt-Futterer, Mietrecht, 10. Aufl., § 546a Rn. 99). 

Hat der Vermieter das Mietverhältnis zu Recht fristlos gekündigt, so steht ihm im Rahmen dieses 
Anspruchs nach § 252 BGB grundsätzlich der entgangene Mietzins zu. Der Anspruch ist - wie das 
Amtsgericht ebenfalls zutreffend zugrunde legt - jedoch auf den Zeitraum beschränkt, zu dem der 
Vertrag - bei fester Vertragsdauer, § 542 Abs. 2 BGB - geendet hätte oder bei - wie hier - unbe­ 
fristetem Mietverhältnis durch den Mieter (erstmals) ordentlich hätte gekündigt werden können 

(vgl. BGH Urteil v. 28.10.1981 - VIII ZR 302/80 Rn. 41, NJW 1982, 870f.; Urteil v. 30.06.2004, 
a.a.O.; Urteil v. 16.02.2005 - XII ZR 162/01 Rn.34, in Grundeigentum 2005, 607ff., jew. zit. nach 
juris). Die Kündigungsfrist hat das Amtsgericht rechtsfehlerfrei § 573c BGB entnommen, denn das 
Mietverhältnis war auf unbestimmte Zeit geschlossen, vgl. § 3 des Mietvertrages v. 24. September 

2007, §§ 542 Abs. 1, 573c Abs. 1 BGB. 

Der danach einen Anspruch begründende Zeitraum endete jedoch bereits spätestens mit Ablauf 
'<../ 

des 31. März 2009, denn Anknüpfungspunkt für den Lauf der Frist ist die Beendigung des Miet- 
verhältnisses durch die fristlose Kündigung, die hier spätestens im September 2008 ausgespro­ 
chen worden sein muss, denn der Beklagte hat bereits mit Klageschrift vom 25. September 2008 
Zahlungs- und Räumungsklage erhoben, am 29. Dezember 2008 erging das Räumungsurteil im 
schriftlichen Vorverfahren (vgl. BI. 1/46). 

bb) Tatsächlich macht der Beklagte als Gegenanspruch hier keinen Kündigungsfolgeschaden 
geltend, der nach den oben dargestellten, vom Amtsgericht zugrunde gelegten Regeln zu erset­ 
zen ist, sondern Schadenersatz wegen Räumungsverzugs. Dessen Voraussetzungen bestimmen 
sind jedoch nach §§ 546a Abs. 2, 571 BGB, da es sich hier um ein Wohnraummietverhältnis han­ 
delt. Der Mietausfall nach der Zwangsräumung ist nicht kausal dadurch verursacht worden, dass 

der Beklagte wegen des vertragswidrigen Zahlungsv.erhaltens zur fristlosen Beendigung des Miet­ 
verhältnisses gezwungen war. Der Beklagte hätte - nach Ablauf der ordentlichen Kündigungsfrist - 
auch neu vermieten müssen, wenn die Kläger das Mietverhältnis ihrerseits durch ordentliche Kün­ 
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digung beendet hätten. Der Mietausfall beruht darauf, dass die Kläger die Mietsache - wiederum 

pflichtwidrig - trotz Beendigung des Mietverhältnisses nicht zurückgegeben haben. Das aber ist 

die Situation des § 546a BGB und ergänzend - da es sich um ein Wohnraummietverhältnis han­ 
delt - des § 571 BGB. 

Die Differenzierung ist hier entscheidend, denn - anders als beim Kündigungsfolgeschaden - liegt 
die Darlegungs- und Beweislast für den Anspruch begründende Vermietungsbemühungen beim 
Vermieter (vgl. BGH Urteil v. 05.10.2005 - VIII ZR 57/05 Rn. 6f., in Grundeigentum 2005, 1547f., 
zit. nach juris). Im Rahmen des Kündigungsfolgeschadens können etwa unterbliebene Vermie­ 
tungsbemühungen demgegenüber nach § 254 BGB anspruchsmindernd zu berücksichtigen sein, 
wobei die Darlequnqs- und Beweislast für einen Verstoß des Vermieters gegen seine Schaden­ 

minderungspflicht nach den allgemeinen Regeln beim Mieter liegt (vgl. BGH Urteil v. 16.02.2005, 
a.a.O., Rn. 35). 

(1) Der Beklagte kann sich nicht mit Erfolg auf § 14 Abs. 3 des Mietvertrages berufen. In der for­ 
mularvertraglich vereinbarten Klausel ist geregelt, dass der Mieter für den Fall der Beendigung des 
Mietverhältnisses durch fristlose Kündigung des Vermieters, bis zum Ablauf der vereinbarten Miet­ 
zeit für alle Mietausfälle haftet, die durch das Leerstehen der Mietsache oder dadurch entstehen, 
dass im Falle einer Neuvermietung nicht der bisherige Mietpreis erzielt werden kann. 

Wird die Klausel so verstanden, dass sie nur im Falle der Vereinbarung eines befristeten Mietver­ 
hältnisses gelten soll, das hier nicht gegeben ist .oder nach der oben dargestellten Rechtspre­ 
chung für unbefristete Mietverhältnisses insoweit gilt, als dann auf den Ablauf der ordentlichen 
Kündigungsfrist abgestellt wird, so kann sich aus der Klausel bereits kein weiter gehender An­ 
spruch bezüglich eines Kündigungsfolgeschadens ergeben. Wird die Klausel weiter gehend zu­ 
gunsten des Beklagten dahin ausgelegt, dass bei einem unbefristeten Mietverhältnis immer der 
Mietausfall bis zur Neuvermietung zu ersetzen ist, wäre die Klausel nach §§ 307, 571 Abs. 3 BGB 
unwirksam. 

(2) Vermietungsbemühungen hat der Beklagte auch im Rahmen der ihm gemäß § 531 Abs. 2 Nr. 
1 ZPO einzuräumenden Stellungnahmefrist nicht vorgetragen. Er hat weder dargelegt, dass er bei 
rechtzeitiger Räumung wegen des Vorhandenseins eines Nachmieters sofort hätte weiter vermie­ 
ten können noch, dass es ihm trotz geeigneter Bemühungen nicht möglich war, die Wohnung neu 
zu vermieten. 

Erstinstanzlich hat der Beklagte zur Begründung des Schadenersatzanspruchs in Höhe von im­ 
merhin 8.061,15 € (schlicht) behauptet, die Wohnung sei aufgrund des Zustandes und der erfor­ 
derlichen Reparaturarbeiten erst zum 1. Juli 2009 weiterzuvermieten gewesen; auf den Hinweis in 
der Berufungsinstanz hat der Beklagte vorgetragen, dass er die Wohnung erst ab Mai 2009 zur 
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Vermietung angeboten habe; eine sofortige Anschlussvermietung bzw. ein früheres Angebot zur 

Weitervermietung sei wegen der erstinstanzlich geltend gemachten, nach der (insoweit rechtskräf­ 

tigen) amtsgerichtlichen Entscheidung allerdings nur sehr begrenzt durch die Kläger veranlassten 

Arbeiten nicht möglich gewesen. Im April 2009 habe er allerdings schon eine Maklerin einge­ 

schaltet. Zur Substanziierung seines Vortrags legt er Anzeigenaufträge vom 2., 16. und 23. Mai 

2009 vor, wobei er nichts zu etwaigen Reaktionen auf die Anzeigen vorträgt. Die Umstände der 

Vermietung zum 1. Juli 2009 liegen völlig im Dunkeln. Ohne konkreten Tatsachenvortag kann zu­ 

gunsten des Beklagten jedoch nicht unterstellt werden, dass eine Neuvermietung nicht zu einem 

früheren Zeitpunkt möglich war. Dies lässt sich insbesondere auch nicht mit der Rechtsprechung 

des BGH (vgl. Urteil v. 05.10.2005, a.a.O.) vereinbaren. Die Auffassung des Beklagten unterstellt, 

wäre jeder Vortrag des Vermieters überflüssig. So weit reichende Darlegungs- und Beweiser­ 

leichterungen für Umstände, die in die Kenntnis und den Verantwortungsbereich der entsprechend 

belasteten Partei fallen, sind weder geboten noch - mit Blick auf § 571 BGB - zu rechtfertigen. 

Ebenfalls ohne Erfolg stellt der Beklagte insoweit auf den Zustand der Mietsache ab. Dieser Ge­ 

sichtspunkt greift hier bereits deshalb nicht, weil die die Wohnung betreffenden Arbeiten ganz ü­ 
berwiegend in seinen Verantwortungsbereich und nur zu einem äußerst geringen Anteil in den der 
Kläger fielen. Hinzu kommt, seiner zweitinstanzlichen Behauptung der Ausführung der erforderli­ 
chen Arbeiten im April 2009 die - hier auch relevante - Rechnung vom 22.06.2009 (BI. 1/30) ent- , 
gegen steht. In der Rechnung, die das Entfernen der Dübel und Aufkleber betraf, ist als Ausfüh­ 
rungszeitraum der 22. Juni 2009 angegeben. Aufwändige Terminabstimmungen sollten auch be­ 

züglich der von den Klägern geschuldeten Reinigung der Wohnung nicht erforderlich sein. Wes­ 
halb eine etwa erforderliche langfristige Terminvereinbarung wegen des Austausches der Schließ­ 
anlage einer Neuvermietung bzw. der Entfaltung entsprechender Bemühungen entgegen stehen 
soll, erschließt sich ohne nähere Ausführungen ebenfalls nicht. Im Übrigen sind die Einwände des 
Beklagten - so etwa zu den Schönheitsreparaturen und den Parkettarbeiten - hier gänzlich irrele­ 
vant. 

cc) Da der Beklagte hier nichts vorträgt, muss die Gegenforderung Mietausfall hier vollständig 
unberücksichtigt bleiben, hat also nicht zum Erlöschen des Kautionsrückzahlungsanspruchs der 
Kläger geführt. 

c) Gegen die Aufrechnung mit den weiteren Gegenforderungen in Höhe von 93,70 €, 32,40 € und 
1.530,40 € wenden die Kläger sich ausweislich der Berufungsbegründung ausdrücklich nicht. 

d) Frei von Rechtsfehlern hat das Amtsgericht dem Beklagten zudem die Berechtigung zum Ein­ 

behalt von 380,00 € wegen der zu erwartenden Betriebskostenabrechnung 2009 zugesprochen. 
Wegen der im Laufe des Berufungsverfahrens eingetretenen Abrechnungsreife und tatsächlichen 

Abrechnung der Betriebskosten gegenüber den Klägern greift insoweit nunmehr jedoch die Hilfs­ 
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aufrechnung des Beklagten mit dem bereits titulierten Abrechnungssaldo zu Lasten der Kläger in 

Höhe von 1.583,55 € einschließlich Zinsen vom 1. Januar bis 30. September 2011 in Höhe von 

61,80 € und Kosten in Höhe von 307,71 €. 

Gegen die zur Aufrechnung gestellte, bereits titulierte Forderung haben die Kläger keine Einwän­ 

de erhoben. 

e) Soweit der Beklagte gegen den Kautionsrückzahlungsanspruch der Kläger erstinstanzlich wei- 

ter gehend hilfsweise mit einer abgetretenen Forderung der in Höhe von zu- 

letzt 5.822,70 € aufgerechnet hat, greift diese unter den hier gegebenen Umständen nicht durch. 

Offen bleiben kann, ob der Treuhandcharakter der Mietkaution der Aufrechnung mit anderen als 

aus dem Mietverhältnis stammenden ForderUngen generell entgegen steht (vgl. AG Schöneberg, 

WuM 1990, 426, zit. nach juris) oder wegen des Sicherungscharakters der Kautionsabrede vor­ 

rangig mit Forderungen aus dem Mietverhältnis aufgerechnet werden muss, nachrangig aber auch 

die Aufrechnunq mit vertragsfremden Ansprüche zulässig ist (vgl. Sternei, Mietrecht aktuell, 4. 

Aufl., Rn. 111/183). Jedenfalls dann, wenn - wie hier - nicht mit nur vertragsfremden, sondern einer 

(abgetretenen) Forderung Dritter, ohne jeden Bezug zum Mietverhältnis bzw. den Parteien aufge­ 

rechnet wird, steht die dem Kautionszahlungsanspruch zugrunde liegende Sicherungsabrede der 

Zulässigkeit der Aufrechnung entgegen. Die Kautionszahlung des Mieters erfolgt zweckgebunden 

zur Sicherung etwaiger Ansprüche des Vermieters aus dem Mietverhältnis. Es wird ein Treuhand­ 

verhältnis begründet; der Vermieter ist verpflichtet, die Geldsumme getrennt von seinem Vermö­ 

gen zu einem für Spareinlagen mit dreimonatiger Kündigungsfrist üblichen Zinssatz anzulegen, 

§ 551 Abs. 3 BGB. Die Aufrechnung mit beliebigen (abgetretenen) Forderungen Dritter ist mit der 

Besonderheit und dem Zweck der Mietsicherheit nicht (mehr) vereinbar (vgl. auch Grüneberg in 

Palandt, BGB, 70. Aufl., § 387 Rn. 15). 

2. Der Zinsanspruch folgt unter dem Gesichtspunkt des Verzuges aus §§ 286, 288 BGB. Ein An­ 

spruch auf Ersatz außergerichtlicher Rechtsanwaltskosten besteht bereits deshalb nicht, weil die 

Kläger nur eine an den Beklagten gerichtete Rechnung eingereicht haben. Es ist auch sonst nicht 

ersichtlich, dass den Klägern Rechtsanwaltskosten entstanden wären. Sie haben daher nur einen 

Anspruch auf Freistellung von den entsprechenden Kosten, allerdings nur in der aus dem Tenor 

ersichtlichen Höhe nach einem Gegenstandswert von bis zu 4.500,00 €. 
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3. Die Kostenentscheidung beruht auf § 92 Abs, 1 ZPO; die Entscheidung über die vorläufige Voll­ 
streckbarkeit auf §§ 708 Nr. 10,713 ZPO i. V. m. § 26 Nr. 8 EGZPO. 

4. Die Revision ist gemäß § 543 Abs. 1, 2 ZPO nicht zuzulassen, weil die Rechtssache keine 
grundsätzliche Bedeutung hat und die Fortbildung des Rechts oder die Sicherung einer einheitli­ 
chen Rechtsprechung eine Entscheidung des Revisionsgerichts nicht erfordern. 

- - - 
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